
che der Lohn-, Steuer- und Sozialpolitiken
durch einen außenwirtschaftlichen und
sozialen Stabilitätspakt liegen Konzepte
für einen europäischen Rahmen vor, in-
nerhalb dessen die Mitgliedsstaaten weiter-
hin politisch souverän agieren können.

Eile ist geboten. Nicht nur, weil die ak-
tuelle Krise noch nicht überwunden ist,
sondern auch, weil jede Form der vertieften
wirtschaftspolitischen Abstimmung und
Koordinierung im kleineren Kreis sowohl
von den institutionellen Voraussetzungen
wie auch den sozioökonomischen Gege-
benheiten eher gelingen wird als in einer
ausgedehnten WWU, die mit Estland seit
Jahresbeginn bereits 17 Mitglieder umfasst.
Die politischen Akteure müssen sich ent-
scheiden, ob sie die Währungsunion wei-
terhin als Stückwerk betreiben oder die
Krise als Fanal für eine gründliche Neu-
ausrichtung begreifen wollen. Dies wird

nicht gelingen, wenn die Augen vor den
Konsequenzen eines angeschobenen öko-
nomischen Annäherungsprozesses ver-
schlossen werden. Denn die Ausrichtung
der Mitgliedsstaaten auf miteinander kom-
patible Wirtschaftsstrukturen,Wohlstands-
verhältnisse und wirtschaftspolitische Prio-
ritäten ist ein erster Schritt in Richtung ei-
ner politischen Union. Diese impliziert
mittelfristig eine föderale Teilung von Zu-
ständigkeiten und Entscheidungsbefugnis-
sen zwischen dem einzelnen Staat und dem
Zentrum der Gemeinschaft. Sie setzt durch
ausgleichende Transfers und die Eindäm-
mung der Ungleichgewichte zugleich ein
Zeichen für einen ökonomischen Gleich-
lauf zwischen den beteiligten Staaten und
beendet so das derzeit vorherrschende Sys-
tem von Wettbewerbsstaaten, die am eige-
nen Vorteil und nicht am Erfolg des Ge-
samtkomplexes WWU interessiert sind.
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Es hat lange gedauert, bis es der deutschen
Bundesregierung aufgefallen ist: Euro-
Stabilität, das setzt irgendwie auch wirt-
schaftspolitische Absprachen in Europa
voraus. Unter dem Stichwort »Europäische
Wirtschaftsregierung« war das ja schon
länger in der Debatte. Denn in der Tat: Das
EU-Projekt litt schon immer unter man-
gelnder Begeisterung für ein koordiniertes
Vorgehen in der Wirtschafts- und Sozial-

politik. Allerdings, wenn Angela Merkel
und ihr Amtsbruder im Geiste, der franzö-
sische Präsident Nicolas Sarkozy, über eine
europäische Wirtschaftsregierung nach-
denken, geht es weniger um einheitliche Un-
ternehmenssteuerkorridore, Investitions-
schwerpunkte oder Binnenkaufkraft.

Mehr begeistert man sich für Aufge-
wärmtes aus der Trickkiste des Neolibera-
lismus. Vorschläge für ein reguliertes Ban-
kensystem bleiben in der Warteschleife. Es
sind Vorgaben für Haushaltsdisziplin – am
liebsten festgeschrieben in den Verfassun-
gen als Schuldenbremse nach deutschem
Muster, das Heraufsetzen des Rentenein-
trittsalters – auch ohne verbesserte Arbeits-
chancen für Ältere – sowie Vorgaben für
die Tarifpolitik zulasten des vollen Aus-
gleichs der nationalen Inflationsraten, für
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die sich deutsche und europäische konser-
vative Regierungen jetzt stark machen.
Merkel und Sarkozy begreifen so etwas als
»Pakt für Wettbewerbsfähigkeit«. Einige
ihrer Amtskollegen haben – wenn auch
weniger laut und deutlich – ein paar Stopp-
signale für solche Blütenträume gesetzt.
Aber in EU-Europa ist es nicht üblich, dass
die Großen auf Kleinere hören, auch wenn
sie was zu sagen haben.

Die Wahrheit ist: Die ohnehin schon
miserable gesamtwirtschaftliche Lohnent-
wicklung in Deutschland samt Niedrig-
lohnsektor und fortschreitender Prekari-
sierung der Arbeit sind Teil der europä-
ischen Problemursachen und keineswegs
exportfähig. Das Verallgemeinern einer
rigiden Sparpolitik nach deutschem Vor-
bild und eine institutionalisierte Lohnsen-
kungsspirale würde Europa in eine de-
flationäre Abwärtsspirale zwingen. Lohn-
indexsysteme, sie gibt es in Portugal, Bel-
gien und Luxemburg, sollen abgeschafft
oder missachtet werden. Das Zementie-
ren der heutigen Verteilungsverhältnisse
in Deutschland und des Reallohnabbaus
in den Defizitländern hätte mit europä-
ischer Wirtschaftsregierung soviel zu tun
wie Diebstahl mit Edelstahl.

Subtile Attacken auf die
autonomen Lohnfindungssysteme

Politisches Rumpfuschen in der Tarifpoli-
tik, das geht doch in Deutschland über-
haupt nicht, sollten alle meinen, die schon
einmal etwas von der grundgesetzlich ge-
schützten Tarifautonomie gehört haben.
Die Noch-Regierenden in unserem Land
trauen sich deshalb neue Breitseiten gegen
die Tarifautonomie bei offenem Visier auch
nicht zu. Die Attacken auf die autonomen
Lohnfindungssysteme laufen subtiler. Da
ist zum einen die fortgesetzte Verweige-
rung des gesetzlichen Mindestlohns. Die-
ses Schleusentor für stetigen Nachschub
bei der Prekarisierung der Arbeitswelt steht

immer noch offen. Da gibt es zum anderen
die Stellschraube, Lohnersatzleistungen
niedrig zu halten. Und schließlich gibt es
mit dem öffentlichen Dienst eine tarifpoli-
tische Arena, in der die Politik sehr direkt
den Staatsbediensteten exemplarisch den
Ausgleich für Preissteigerungen verwei-
gern kann. Seit Jahren sind die Arbeits-
verhältnisse in öffentlicher Verantwortung
schon nicht mehr mustergültig. So wie
gestern den Beschäftigten im öffentlichen
Dienst Teilhabeansprüche mit Verweis auf
eine vorgeblich nicht so üppige Situation
der Privatwirtschaft beantwortet worden
waren, könnte es in mittlerer Sicht anders
herum laufen: Im öffentlichen Dienst wird
exekutiert, was für alle irgendwann zur
Norm werden soll.

Die Arbeitgeber sind erfahrungsgemäß
für jeden Vorwand dankbar, der ihnen in
Tarifauseinandersetzungen nützlich sein
kann, um Einkommensverbesserungen zu
verweigern. Müssen wir uns Sorgen ma-
chen, dass die Tarifpolitik zukünftig in
Brüssel gemacht wird? Sieht man von der
Sonderrolle der Gewerkschaften des öf-
fentlichen Dienstes ab, sind die deutschen
Gewerkschaften vorerst noch weniger in
ihrer Tarifautonomie bedroht als viele der
anderen Gewerkschaften in der EU. Tarif-
politik wird letztendlich immer noch durch
Einsatz der Mitglieder in den Betrieben
und Branchen autonom entschieden. Und
es bleibt dabei: Die Tarifforderung addiert
sich nach der Maßgabe der Produktivitäts-
entwicklung und des nationalen Inflations-
ausgleichs und nicht nach der Summe des
Unverstandes an der Spitze der EU-Länder.

Aber nicht unbedeutend ist, ob der
Wind wieder von vorne gegen die Tarif-
autonomie weht. Europäische Wirtschafts-
regierung? Ja, wenn es um besseres Arbei-
ten und Leben geht. Europäische Wirt-
schaftsregierung als neue Spielwiese für
neoliberale Politiker, die nicht dazulernen
wollen? Es würde die Idee vom Europa der
Bürgerinnen und Bürger ein weiteres Mal
unnötig belasten.
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